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Vorbemerkung  
 
 
Die Europäischen Struktur- und Investitionsfonds werden auch in der neuen Förderperiode 

2014-2020 einen wichtigen Beitrag zur Erreichung der wirtschafts-, sozial- und 

umweltpolitischen Ziele der Europäischen Union in Deutschland leisten. Im Fokus der neu 

ausgerichteten Fördermöglichkeiten stehen Investitionen in Wachstum und Beschäftigung im 

Sinne der Europa-2020-Strategie. Deren Ziele für ein intelligentes, nachhaltiges und integratives 

Wachstum decken sich in weiten Bereichen mit den Zielen Deutschlands für eine ökonomisch 

leistungsfähige, sozial gerechte und ökologisch verträgliche Wirtschaft. Neben den Europa-2020 

Zielen werden mit den unterschiedlichen Interventionen auch die mit den Europäischen 

Strukturfonds- und Investitionsfonds direkt verbundenen fondsspezifischen Ziele verfolgt.  

In Deutschland kommen der Europäische Fonds für regionale Entwicklung (EFRE), der 

Europäische Sozialfonds (ESF), der Europäische Landwirtschaftsfonds für die ländliche 

Entwicklung (ELER) und der Europäische Meeres- und Fischereifonds (EMFF) zum Einsatz. Für 

den EFRE und den ESF sind für den Zeitraum von 2014-2020 Mittel in Höhe von 19,2 Mrd. Euro 

(in jeweiligen Preisen) vorgesehen, der ELER verfügt über ein Finanzvolumen von 8,3 Mrd. Euro. 

Das für den EMFF vorgesehene Finanzvolumen ist zum Zeitpunkt der Einreichung der 

Partnerschaftsvereinbarung noch nicht vereinbart. Die Fördergebietskulisse umfasst das 

gesamte Staatsgebiet. Die Förderung mit dem EFRE und dem ESF fällt in Abhängigkeit der 

wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit regional unterschiedlich aus, mit höheren 

Förderintensitäten zumeist in den ostdeutschen Bundesländern. Mit dem ELER werden die 

ländlichen Räume und die Entwicklung der Land- und Forstwirtschaft unterstützt, während der 

EMFF den Fischereisektor unterstützen wird. 

Die Partnerschaftsvereinbarung enthält die strategischen Grundlagen für die Förderung mit den 

Europäischen Struktur- und Investitionsfonds in Deutschland. In den Operationellen 

Programmen und den Entwicklungsprogrammen für den ländlichen Raum wird die 

grundlegende Ausrichtung unter Berücksichtigung der regionalen und sektoralen 

Besonderheiten konkretisiert. 

Im Folgenden wird in Section 1A ausgehend von der Ausgangssituation, unter Berücksichtigung 

der Ziele der Europa-2020 Strategie sowie der aktuellen Zielerreichung und den 

ÌßÎÄÅÒÓÐÅÚÉÆÉÓÃÈÅÎ %ÍÐÆÅÈÌÕÎÇÅÎ ÄÅÓ %ÕÒÏÐßÉÓÃÈÅÎ 2ÁÔÅÓ ÉÍ 2ÁÈÍÅÎ ÄÅÓ ȵ%ÕÒÏÐßÉÓÃÈÅÎ 

3ÅÍÅÓÔÅÒȰ ÁÕÆ ÄÉÅ (ÁÎÄÌÕÎÇÓÅÒÆÏÒÄÅÒÎÉÓÓÅ ÉÎ $ÅÕÔÓÃÈÌÁÎÄ ÅÉÎÇÅÇÁÎÇÅÎȢ &İÒ ÄÉÅ ÅÉÎÚÅÌÎÅÎ 

thematischen Ziele und die Fonds werden die konkreten Interventionen benannt und vor dem 

Hintergrund der bereits existierenden nationalen Maßnahmen begründet. In Section 1B werden 

die horizontalen Prinzipien und Politikziele vorgestellt, und es wird eine indikative Übersicht 

über die finanzielle Umsetzung der Fonds gegeben. In Section 2 werden die Vorkehrungen für 

eine effektive Implementation dargestellt. Dies beinhaltet die Koordination zwischen den Fonds 

und mit anderen nationalen und EU-Politiken und Aussagen zu den Ex-ante Konditionalitäten. In 

Section 3 wird auf den integrierten Ansatz für die nachhaltige territoriale Entwicklung 

eingegangen und in Section 4 werden Vorkehrungen für eine effiziente Umsetzung der Fonds 

vorgestellt. 
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SECTION 1A 
 

 

1. Vorkehrungen zur Sicherung der Übereinstimmung mit der EU 
Strategie für ein intelligentes, nachhaltiges und inklusives 
Wachstum und den fondsspezifischen Ausrichtungen gemäß der 
durch den EU-Vertrag basierten Ziele, einschließlich der 
ökonomischen, soziale n und territorialen Kohäsion (Arti kel 15(1) 
(a) ESI-VO) 

1.1 Eine Analyse der Disparitäten, Entwicklungsnotwendigkeiten und 

Wachstumspotenziale mit Bezug zu  den Thematische n Zielen  und den territorialen 

Herausforderungen unter Berücksichtigung des nati onalen Reformprogramms und 

wenn angemessen den länderspezifischen Empfehlungen  

 

Nach Artikel 14ff. der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 vom 20. Dezember 2013, Kapitel II des 

Europäischen Parlaments und des Rates mit gemeinsamen Bestimmungen über den 

Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE), den Europäischen Sozialfonds (ESF), den 

Kohäsionsfonds (KF), den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des 

ländlichen Raums (ELER) und den Europäischen Meeres- und Fischereifonds (EMFF) ist eine 

Partnerschaftsvereinbarung zu erstellen.1  

Mit der Partnerschaftsvereinbarung wird die Verordnung in den nationalen Kontext übertragen 

und es wird vereinbart, wie die Ziele der Europäischen Union durch die Programmplanung der 

ESI-Fonds in Deutschland erreicht werden sollen. Die Partnerschaftsvereinbarung ist 

gleichzeitig der Bezugsrahmen für die Erarbeitung der Operationellen Programme und der 

Programme der Entwicklung des ländlichen Raums der Länder und des Bundes. In der 

Partnerschaftsvereinbarung wird die strategische Ausrichtung für Deutschland dargestellt und 

die Zusammenarbeit und Koordination aller ESI-Fonds und Programme beschrieben.  

Deutschland erhält im Rahmen der ESI-Fonds Unterstützung über den EFRE, den ESF, den ELER 

und den EMFF. In räumlicher Hinsicht wird das gesamte Staatsgebiet unterstützt, wobei es 

durch die Zuordnung der einzelnen Regionen zu unterschiedlichen Gebietskategorien zu einer 

stärkeren Konzentration der Finanzmittel auf die strukturschwächeren Übergangsregionen 

kommt. Auch sind Unterschiede in der Förderintensität gegeben, die sich aus den 

unterschiedlichen Entwicklungsständen der Regionen ergeben. Die westdeutschen Regionen 

sind, mit Ausnahme der NUTS-2-Region Lüneburg, als stärker entwickelte Regionen 

eingeordnet, die ostdeutschen Regionen, mit Ausnahme von Leipzig und Berlin, sind 

Übergangsregionen. Die Regionen Leipzig und Berlin gehören zu den stärker entwickelten 

Regionen.  

                                                           

1
  Die europäischen Politiken zur Förderung der Entwicklung der Mitgliedsstaaten werden gemeinsam 

als Europäische Struktur- und Investitionsfonds bezeichnet und im Nachfolgenden als ESI-Fonds 
benannt. 
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Im Einklang mit den Schlussfolgerungen des Europäischen Rates vom 17. Juni 2010 und der 

Europa 2020-Strategie für ein intelligentes, nachhaltiges und integratives Wachstum tragen die 

in der Partnerschaftsvereinbarung ausgeführten Strategien zum Abbau der regionalen 

5ÎÔÅÒÓÃÈÉÅÄÅ ÂÅÉȢ $Á $ÅÕÔÓÃÈÌÁÎÄ ÓÏ×ÏÈÌ ȵÓÔßÒËÅÒ ÅÎÔ×ÉÃËÅÌÔÅ 2ÅÇÉÏÎÅÎȰ ÁÌÓ ÁÕÃÈ 

ȵÂÅÒÇÁÎÇÓÒÅÇÉÏÎÅÎȰ ÁÕÆ×ÅÉÓÔȟ ÅÒÆÏÌÇÔ ÄÉÅ !ÂÌÅÉÔÕÎÇ ÄÅÒ 3ÔÒÁÔÅÇÉÅ ÁÕÃÈ ÕÎÔÅÒ "ÅÒİÃËÓÉÃÈÔÉÇÕÎÇ 

dieser räumlichen Unterschiede.  

Zur Herleitung und Ermittlung einer geeigneten Strategie werden die Entwicklungspotenziale, 

die Kapazitäten und Herausforderungen für Deutschland und seine Regionen analysiert und 

bewertet. Auf dieser Grundlage werden in Abstimmung mit den Partnern aus den Ländern die 

erwarteten Ergebnisse und Prioritäten sowie der Beitrag der einzelnen Fonds zur Erreichung 

u.a. der Europa 2020-Ziele dargelegt. 

Mit  Blick auf einen effizienten Mitteleinsatz erfolgt eine Konzentration im Rahmen der 

rechtlichen Vorgaben auf diejenigen thematischen Ziele, bei denen ein besonderer 

Handlungsbedarf gesehen wird. Die thematischen Ziele werden unter Berücksichtigung 

relevanter nationaler und internationaler Konzepte ɀ insbesondere im Zusammenhang mit der 

Europa-2020-Strategie, dem Europäischen Semester, dem Nationalen Reformprogramm und 

den Ergebnissen der vorliegenden Bewertungsstudien durch förderpolitische Ansatzpunkte 

erläutert. 

Auf Grund der Größe Deutschlands, der historisch bedingten pfadabhängigen Entwicklung und 

der Vielfalt der Regionen sind die Problemlagen und Handlungserfordernisse in den Regionen 

allerdings unterschiedlich. Strukturelle wirtschaftliche, soziale und demographische 

Unterschiede und auch gegenläufige Entwicklungstendenzen zwischen den zentralen und 

peripheren Regionen bedingen differenzierte Entwicklungsstrategien beispielsweise zwischen 

West- und Ostdeutschland. In der Partnerschaftsvereinbarung werden diese dargelegt.  

 

1.1.1  Europa 2020 -Strategie und die ESI-Fonds  

1.1.1.1  Europa 2020 -Strategie und Stand der Ergebnisse in Deutschland  

 

Im Oktober 2010 hat die Europäische Kommission die Europa 2020-Strategie vorgestellt, die für 

das laufende Jahrzehnt die Wachstumsstrategie der EU ist. Im Zentrum der Strategie steht die 

Unterstützung von intelligentem, nachhaltigem und integrativem Wachstum, um die 

Wachstums- und Beschäftigungsschwäche in Europa zu überwinden. Mit den drei Prioritäten 

sollen innerhalb der EU ein hohes Maß an Beschäftigung, Produktivität und sozialem 

Zusammenhalt erreicht werden.2 Zielgerichtete Investitionen in Bildung, Forschung und 

Entwicklung, die Ausrichtung auf eine kohlenstoffarme, energieeffiziente Wirtschaft und eine 

wettbewerbsfähige Industrie sowie die vorrangige Schaffung von Arbeitsplätzen und die 

Bekämpfung von Armut bilden die zentralen Ansatzpunkte der neuen Strategie.  

                                                           

2  Vgl. Europäische Kommission (2010), EUROPA 2020. Eine Strategie für intelligentes, nachhaltiges 

und integratives Wachstum. KOM(2010) 2020 endgültig.  
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Die Europäischen Struktur- und Investitionspolitiken übernehmen bei der Erreichung der 

strategischen Ziele der Europa 2020-Strategie eine wesentliche Rolle. Es geht dabei um eine 

enge und systematische Verknüpfung der geplanten Interventionen mit den Prioritäten der 

Europa 2020-Strategie und den damit verbundenen Leitinitiativen. Die Interventionen erfolgen 

durch gemeinsame thematische Ziele für die ESI-Fonds, die wiederum mit der Europa 2020-

Strategie verbunden sind. Damit sind die europäischen Struktur- und Investitionspolitiken auf 

die Ziele der Europa 2020-Strategie ausgerichtet und diesen verpflichtet.  

Die Europa 2020-Strategie beinhaltet fünf Kernziele. Diese sind die Förderung der 

Beschäftigung, die Verbesserung der Bedingungen für Forschung und Innovationen, die 

Reduktion der Treibhausgasemissionen und den Ausbau der erneuerbaren Energien und die 

Erhöhung der Energieeffizienz, die Verbesserung des Bildungsniveaus und die soziale 

Eingliederung vor allem durch Armutsbekämpfung. Die quantitativen europäischen Zielwerte 

für das Jahr 2020 für die fünf Kernziele sind ambitioniert. Die quantitativen Zielwerte, die sich 

Deutschland selbst gesetzt hat, gehen zum Teil über die europäischen Zielwerte sogar hinaus. In 

Tabelle 1 sind die Kernziele, die europäischen Zielwerte und die nationalen Ziele sowie der 

aktuelle Stand der quantitativen Indikatoren aufgeführt, die den aktuellen Grad der 

Zielerreichung ausweisen. Die Tabelle stammt aus dem deutschen Nationalen Reformprogramm 

2013.  

Deutschland weist in Bezug auf die fünf Kernziele beachtliche Erfolge auf und hat im 

vergangenen Jahr weitere Fortschritte erzielt. Im Hinblick auf die Entwicklung der 

Beschäftigung ist die Zahl der Erwerbstätigen in Deutschland so hoch wie nie zuvor, die 

Erwerbstätigenquote lag im 3. Quartal 2012 bei 77,1% so dass der nationale Zielwert bereits 

überschritten wurde. Die Erwerbstätigenquote der Frauen lag 2011 bei 71,1%, erhöhte sich bis 

zum 3. Quartal 2012 auf 71,7% und ist damit relativ nah am Zielwert von 73%. Die 

Erwerbstätigenquote der Älteren lag 2011 bei 59,9% und stieg bis zum 3. Quartal 2012 auf 

62,1%. Damit wurde der Zielwert von 60% erstmals überschritten. Die Zahl der 

Langzeitarbeitslosen ist zwischen 2008 und 2011 um 27% gesunken, in den letzten Jahren 

gelang also ein Rückgang, der deutlich über das NRP-Ziel hinausgeht.3 Die Quote der vorzeitigen 

Schulabgänger liegt im Jahr 2011 mit 11,5% noch über dem Zielwert von 10%, ist aber bereits 

relativ nahe am Zielwert. Der Zielwert für den Anteil der 30- bis 34-Jährigen mit 

abgeschlossener Hochschulbildung oder einem äquivalenten Abschluss von 42% wurde 2011 

erreicht (Istwert von 42,2%).  

Auch die Quote für Investitionen in Forschung und Entwicklung steigt kontinuierlich, im Jahr 

2011 liegt sie mit einem Wert von 2,9% nur noch geringfügig unter dem 3%-Zielwert. Die FuE-

Ausgaben in Deutschland verteilen sich zu zwei Drittel auf den privaten Sektor und einem Drittel 

auf den öffentlichen Sektor.  

Beim Klimawandel und der Energieerzeugung und -effizienz sind deutliche Fortschritte zu 

beobachten. Die Treibhausgasemissionen waren im Jahr 2012 um 25,6% geringer als 1990, sie 

sind aber noch deutlich vom 40%-Zielwert entfernt. Der Anteil der erneuerbaren Energien am 

gesamten Endenergieverbrauch beträgt im Jahr 2012 12,6% und befindet sich auf dem Weg zur 

Erfüllung der 18%-Zielvorgabe für das Jahr 2020. Der Anteil der erneuerbaren Energien an der 

Bruttostromerzeugung liegt im Jahr 2012 bei 22,9% und der Primärenergieverbrauch hat sich 

                                                           

3
  Im Jahr 2012 ist die Zahl der Langzeitarbeitslosen gegenüber 2008 um ca. 600.000 Personen 

gesunken. Dies entspricht einem Rückgang von 37%.  
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gegenüber 2008 um 2,1% reduziert. Mit der Neuausrichtung der Energiepolitik wird 

Deutschland international zu einem Vorreiter im Bereich Klima und Energie. Insgesamt 

entwickeln sich die Indikatoren in die gewünschte und anvisierte Richtung. Gleichwohl hat die 

jüngste Entwicklung, mit einem Anstieg der Treibhausgasemissionen im Jahr 2012 um 1,6% 

gegenüber 2011 gezeigt, dass weitere Anstrengungen notwendig sind, um die ehrgeizigen 

Klima-und Energieziele bei einer gleichzeitigen Minimierung der gesamtwirtschaftlichen Kosten 

zu erreichen. 
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Tabelle 1:  
Quantitative Ziele im Rahmen der Europa -2020 -Strategie und Stand der Zielerreichung  

EU 2020-Kernziele  EU-weite Indikatoren  Nationale Indikatoren  
(falls abweichend)  

Stand der quantitativen Indikatoren  

1. Beschäftigung 
fördern  

- Erwerbstätigenquote von 75 %  
für 20-64-Jährige; 

- vermehrte Einbeziehung von 
Jugendlichen, Älteren, 
Geringqualifizierten und Migranten; 

- Erwerbstätigenquote für 20-64-Jährige: 77 %; 
- Erwerbstätigenquote für Ältere zwischen 55 

und 64 Jahren: 60 %; 
- Erwerbstätigenquote für Frauen: 73 %; 

- Erwerbstätigenquote für 20-64-Jährige: 76,3 % (2011) bzw. 
77,1 % (3. Quartal 2012) 

- Erwerbstätigenquote für Ältere zwischen 55 und 64 Jahren: 
59,9 % (2011) bzw. 62,1 % (3. Quartal 2012); 

- Erwerbstätigenquote für Frauen: 71,1 % (2011) bzw. 71,7 % 
(3. Quartal 2012); 

2. Bedingungen für 
Innovation, Forschung 
und Entwicklung 
(FuE) verbessern  

- FuE-Ausgaben von 3 % des BIP; 
- Verbesserung der Rahmen-

bedingungen für FuE; 

- FuE-Ausgaben: 3 % des BIP, davon zwei Drittel 
durch den privaten und ein Drittel durch den 
öffentlichen Sektor; 

- Ausgaben für Bildung und Forschung bis 2015: 
10 % des BIP; 

- FuE-Ausgaben: 2,9 % des BIP (2011), davon zwei Drittel 
durch den privaten und ein Drittel durch den öffentlichen 
Sektor  

- Ausgaben für Bildung und Forschung: 9,5 % des BIP (2010); 

3. Treibhausgas-
emissionen redu -
zieren, erneuerbare 
Energien und 
Energieeffizienz 
vorantreiben  

Bis zum Jahr 2020: 
- Treibhausgasemissionen um 20 % 

(ggf. 30%) gegenüber 1990 
verringern; 

- Anteil der erneuerbaren Energien am 
Gesamtenergieverbrauch auf 20 % 
steigern; 

- Erhöhung der Energieeffizienz um 
20 % gegenüber der prognostizierten 
Entwicklung; 

- Treibhausgasemissionen bis 2020 um 40 % 
gegenüber 1990 verringern, bis 2050 um 80 %; 

- Anteil der erneuerbaren Energien bis 2020 auf 
18 % des gesamten 
Bruttoendenergieverbrauchs, bis 2050 auf 60 % 
und im Strombereich auf mindestens 80 % 
steigern; 

- Primärenergieverbrauch bis 2020 um 20 %, bis 
2050 um 50 % gegenüber 2008 senken; 

 

- Treibhausgasemissionen: um 25,6 % gegenüber 1990 
verringert (2012);   

- Anteil der erneuerbaren Energien: 12,6 % des gesamten  
Endenergieverbrauchs (2012) bzw. 22,9 % der 
Bruttostromerzeugung (2012)  

- Primärenergieverbrauch hat sich um 2,1 % verringert 
gegenüber 2008. 

4. Bildungs niveau 
verbessern  

- Bildungsniveau verbessern, insb. 
Anteil der frühzeitigen Schul- und 
Ausbildungsabgänger auf unter 10 % 
senken; 

- Anteil der 30-34-Jährigen mit einem 
tertiären oder gleichwertigen 
Abschluss auf mindestens 40 % 
erhöhen; 

- Anteil der 30-34-Jährigen mit einem tertiären 
oder gleichwertigen Abschluss auf 42 % 
erhöhen. 

- Anteil der frühzeitigen Schul- und Ausbildungsabgängern 
2011: 11,5 %  

- Anteil der 30-34-Jährigen mit einem tertiären oder 
gleichwertigen Abschluss: 42,2 % (2011) 

5. Soziale Ein-
gliederung vor allem 
durch 
Armutsbekämpfung 
fördern  

- mindestens 20 Mio. Menschen vor dem 
Risiko der Armut oder Ausgrenzung 
bewahren. 

- Anzahl der Langzeitarbeitslosen bis 2020 um 
20 % gegenüber 2008 verringern. 

- Verringerung der Langzeitarbeitslosigkeit zwischen 2008 
und 2011 um 27 % 

Quelle: Nationales Reformprogramm 2013, S. 19 
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1.1.1.2  Nationales Reformprogramm 2013, länderspezifische  Empfehlungen und 

strategische Ausrichtung der ESI -Fonds 

 

Mit dem Nationalen Reformprogramm 2013 (NRP 2013) wird Deutschland den Weg zu mehr Wachstum 

und Stabilität in Europa aktiv mitgestalten und zu den Zielen im Sinne der Europa 2020-Strategie für 

intelligentes, nachhaltiges und integratives Wachstum beitragen. Im NRP 2013 werden die Prioritäten 

des Vorjahres nochmals bekräftigt. Inhaltliche Schwerpunkte setzt das deutsche nationale 

Reformprogramm in den Bereichen Wettbewerbsförderung, Marktöffnung, Bildung und Qualifizierung, 

Maßnahmen zur besseren Ausschöpfung des Arbeitskräftepotenzials, wachstumsfreundliche 

Haushaltskonsolidierung, sowie Stabilisierung des Finanzsektors und die Verwaltungsmodernisierung. 

Das NPR 2013 stellt im Einzelnen dar, wie Deutschland seine nationalen und europäischen 

Verpflichtungen erfüllt bzw. welche Maßnahmen ergriffen werden, um die gesetzten Ziele zu erreichen 

und nimmt auch Stellung zu den zukünftig geplanten Schwerpunkten mit den Europäischen 

Strukturfonds, siehe unten.4 

Im Rahmen des Europäischen Semesters hat der Europäische Rat mit seinen länderspezifischen 

Empfehlungen auf das vorgelegte NRP 2013 reagiert. Er spricht darin die für die nächsten 12 Monate 

vorgesehenen haushalts- und wirtschaftspolitischen Reformmaßnahmen an.5 Der Rat trägt dabei der 

wirtschaftlichen Lage Deutschlands Rechnung und empfiehlt Maßnahmen zur Stimulierung des 

Wirtschaftswachstums und zu Schaffung von Arbeitsplätzen. Die Mehrzahl der länderspezifischen 

Empfehlungen zielt auf allgemeine finanz- und wirtschaftspolitische Maßnahmen ab, die zum 

ordnungspolitischen Rahmen zu zählen und für die Interventionen mit den ESI-Fonds als 

Rahmenbedingungen zu betrachten sind. Mehrheitlich sind die länderspezifischen Empfehlungen damit 

nicht direkt für die Interventionen mit den ESI-Fonds relevant. Die von den länderspezifischen 

Empfehlungen erwarteten Wirkungen tragen zu einer Stabilisierung von Wachstum und Beschäftigung 

bei und haben damit indirekt Auswirkungen auf die Effizienz der ESI-Fonds. Stabile Staatsfinanzen oder 

die Stabilisierung des Finanzsektors sind notwendige Voraussetzungen für nachhaltige Entwicklungen 

und verbessern langfristig positiven Wirkungen der ESI-Fonds.  

Einige länderspezifische Empfehlungen können aber direkt mit den ESI-Fonds unterstützt werden. 

Hierbei handelt es sich um die Empfehlungen zu einer besseren Förderung von Bildung und Forschung, 

zur Steigerung des Bildungsniveaus benachteiligter Personengruppen und zur Aktivierung und 

Integration von Langzeitarbeitslosen. Schließlich wird darauf hingewiesen, sicherzustellen, dass die 

gesamtwirtschaftlichen Kosten des Umbaus des Energiesystems so gering wie möglich gehalten werden 

sollten. Mit geeigneten Maßnahmen im Rahmen der Förderung mit den ESI-Fonds kann ein Beitrag zur 

Erfüllung dieser länderspezifischen Empfehlungen erbracht werden, so dass ein Beitrag zur Umsetzung 

des Nationalen Reformprogramms 2013 und den länderspezifischen Empfehlungen geleistet werden 

kann.  

                                                           

4
  Vgl. BMWi (2013), Nationales Reformprogramm 2013, S. 36 ɀ 54. 

5
  Empfehlung des Rats vom 9. Juli 2013 zum nationalen Reformprogramm Deutschlands 2013 mit einer 

Stellungnahme des Rates zum Stabilitätsprogramm Deutschlands für die Jahre 2012 bis 2017 (2013/C 
217/09); siehe ergänzend Europäische Kommission (2013), Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen. 
Bewertung des nationalen Reformprogramms 2013 und des Stabilitätsprogramms Deutschlands. 
Begleitunterlage zur Empfehlung für eine Empfehlung des Rates zum nationalen Reformprogramm 
Deutschlands 2013 mit einer Stellungnahme des Rates zum Stabilitätsprogramm für die Jahre 2012 bis 2017. 
COM(2013) 355 final. 
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Im NRP 2013 wird die Bedeutung der Europäischen Struktur- und Investitionspolitiken hervorgehoben 

und ausgeführt, dass sie einen wichtigen Beitrag zur Erreichung der Ziele der Europa 2020-Strategie 

leisten.  

Bereits in der aktuellen Förderperiode 2007 - 2013 wird mit dem EFRE, dem ESF und dem ELER ein 

starker Fokus auf die Förderung von Wissen und Bildung, Innovation und Forschung, die Stärkung 

kleiner und mittlerer Unternehmen, eine moderne Industrie- und Beschäftigungspolitik sowie die 

Förderung einer die ressourcenschonenden, umweltfreundlicheren und wettbewerbsfähigen Wirtschaft 

sowie infrastruktureller Standortqualität gelegt. Es wird ebenfalls die wichtige Rolle des ELER und des 

EU-Fischereifonds betont, die diese für die ländliche Entwicklung haben und ihr Beitrag zur Erreichung 

der Europa 2020-Ziele hervorgehoben.  

Für die Förderperiode von 2014 bis 2020 betont das NRP 2013 die wachsende Bedeutung der ESI-

Fonds für die Erreichung der Ziele der Europäischen Wachstums- und Beschäftigungsstrategie für eine 

intelligente, nachhaltige und integrative Entwicklung Deutschlands. Mit Blick auf den Inhalt und die 

Ausgestaltung der zukünftigen Förderprogramme des EFRE, ESF und des ELER werden folgende 

Schwerpunkte genannt:6  

Für den EFRE stehen im Zentrum der Förderstrategie in Deutschland:  

¶ Stärkung von Forschung, technologischer Entwicklung und Innovation; 

¶ Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit von KMU; 

¶ Verringerung von CO2-Emissionen in allen Branchen der Wirtschaft. 

Für diese drei Ziele sind künftig in stärker entwickelten Regionen mindestens 80 Prozent der EFRE-

Mittel vorzusehen, in den Übergangsregionen sind es 60 Prozent. Für das letztgenannte Ziel allein 

sollen dabei in stärker entwickelten Regionen mindestens 20 Prozent und in Übergangsregionen 

mindestens 15 Prozent der EFRE-Mittel vorgesehen werden. In Abhängigkeit des Bedarfs werden die 

übrigen Mittel für weitere thematische Ziele, wie Anpassung an den Klimawandel, Umwelt oder 

Stadtentwicklung in der Zuständigkeit der Länder eingesetzt. 

Für den ESF liegen die Förderschwerpunkte in den Bereichen:  

¶ Förderung nachhaltiger und hochwertiger Beschäftigung und Unterstützung der Mobilität 

der Arbeitskräfte;  

¶ Förderung der sozialen Inklusion und Bekämpfung von Armut und jeglicher Diskriminierung; 

¶ Investition in Bildung, Ausbildung und Berufsbildung für Kompetenzen und lebenslanges 

Lernen.  

Dabei sollen mindestens 20 Prozent der zur Verfügung stehenden ESF-Mittel für das thematische Ziel 

ȵ&ĘÒÄÅÒÕÎÇ ÄÅÒ ÓÏÚÉÁÌÅÎ )ÎËÌÕÓÉÏÎ ÕÎÄ "ÅËßÍÐÆÕÎÇ ÖÏÎ !ÒÍÕÔ ÕÎÄ ÊÅÇÌÉÃÈÅÒ $ÉÓËÒÉÍÉÎÉÅÒÕÎÇȰ 

eingesetzt werden. In stärker entwickelten Regionen konzentrieren die Mitgliedstaaten 80 Prozent 

und in Übergangsregionen 70 Prozent der jedem Operationellen Programm zugewiesenen ESF-Mittel 

auf bis zu fünf Investitionsprioritäten.  

Mit dem ELER sollen insbesondere folgende Ziele angestrebt werden: 

¶ Wettbewerbsfähigkeit der Landwirtschaft; 

¶ Nachhaltige Bewirtschaftung der natürlichen Ressourcen und Klimaschutz; 

                                                           

6
  BMWi (2013), Nationales Reformprogramm 2013, S. 34. 
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¶ Ausgewogene räumliche Entwicklung der ländlichen Gebiete. 

Hierbei werden mindestens 30 Prozent der ELER-Mittel jedes Länderprogramms für umwelt- und 

klimaschutzbezogene Maßnahmen sowie mindestens 5 Prozent der ELER-Mittel für LEADER eingesetzt. 

Insgesamt zeigt sich für die kommende Förderperiode, dass mit den ESI-Fonds direkt und noch stärker 

als in der Vergangenheit ein Beitrag zur Europa 2020-Strategie geleistet werden soll. Gleichzeitig wird 

eine Konzentration auf wesentliche thematische Ziele vorgenommen, die sich auch mit 

länderspezifischen Empfehlungen des Rates decken und die Stärkung von Forschung und Entwicklung 

und der Wettbewerbsfähigkeit, die Energieerzeugung und effiziente Nutzung von Energie, die 

demografische Entwicklung und die Fachkräftesicherung sowie die Berücksichtigung benachteiligter 

Gruppen betreffen.  
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1.1.2.   Analyse der Disparitäten und Entwicklungsnotwendigkeiten mit Bezug auf 

die thematischen Ziele und Schlüsselaktivitäten  

 

Die Bestimmung der Entwicklungsnotwendigkeiten vor dem Hintergrund der nationalen und regionalen 

Disparitäten ist eine wesentliche Voraussetzung, um die thematischen Ziele und die Interventionen der 

ESI-Fonds-Förderung in Deutschland zu begründen. Auf Grund des föderalen Staatsaufbaus 

Deutschlands und der Zuständigkeit der Länder für eine Vielzahl von wirtschafts-, sozial- und 

umweltpolitischen Aufgaben, können nicht alle Aspekte und Problemlagen umfassend behandelt 

werden, da sich einzelne Problemstellungen und Herausforderungen auf Grundlage regionaler 

Besonderheiten ergeben. Ihre Begründung ist in den zugehörigen Operationellen Programmen 

enthalten. Dies gilt sowohl für die einzelnen ESI-Fonds, als auch den Maßnahmen zur Erreichung der 

Querschnittsziele der EU-Politik.  

Wie bereits ausgeführt, hat sich Deutschland in den Kernzielen der Europa 2020-Strategie für ein 

intelligentes, nachhaltiges und integratives Wachstum positiv entwickelt und einige Zielwerte bereits 

überschritten bzw. befindet sich auf gutem Wege diese zu erreichen. Es besteht aber weiterhin 

Handlungsbedarf um alle gesetzten Ziele vollständig zu erreichen.  

Im nachfolgenden Abschnitt wird auf die regionalen Disparitäten innerhalb Deutschlands eingegangen. 

Dabei stehen insbesondere, aber nicht nur, die regionalen Unterschiede zwischen Ost- und 

Westdeutschland im Vordergrund, da diese weiterhin prägend sind und zudem durch die Zugehörigkeit 

zu verschiedenen EU-Fördergebietskategorien Unterschiede in den Fördermöglichkeiten bestehen. 

Regionale Unterschiede sind aber auch innerhalb West- bzw. Ostdeutschlands und zwischen städtischen 

und ländlichen Regionen vorhanden, die bei der Formulierung der Interventionen auf der Ebene der 

Operationellen Programme und der Entwicklungsprogramme für den ländlichen Raum 

Berücksichtigung finden. Im Abschnitt 1.1.2.2 wird auf die besondere Situation im ländlichen Raum und 

der Land- und Forstwirtschaft eingegangen, die Gegenstand der Förderung mit dem ELER sind. In 

Abschnitt 1.1.2.3 werden auf der Grundlage der Analysen und der gegebenen Rahmenbedingungen die 

Handlungsnotwendigkeiten mit den ESI-Fonds in Deutschland vorgestellt und mit den thematischen 

Zielen verknüpft. Da die Partnerschaftsvereinbarung im Kern den strategischen Rahmen der 

Interventionen, nicht aber die operative Umsetzung abdeckt und damit nicht einzelne Interventionen 

legitimiert, beschränkt sich die Darstellung auf die wichtigsten Handlungsfelder zu den thematischen 

Zielen und Schlüsselaktivitäten.  

 

1.1.2.1  Analyse der Herausforderungen in Deutschland  

 

Regionale Besonderheiten spielen eine wesentliche Rolle bei der Formulierung der Operationellen 

Programme und der Entwicklungsprogramme für den ländlichen Raum, mit denen die einzelnen 

thematischen Ziele und Investitionsprioritäten sowie Maßnahmen in den Ländern bzw. für einen 

spezifischen ESI-Fonds begründet werden. Im Überblick werden nachfolgend die regionalen 

Disparitäten in Deutschland diskutiert. Dabei konzentriert sich die Darstellung vor allem auf die 

weiterhin zwischen ost- und westdeutschen Regionen bestehenden Unterschiede. Die Konzentration auf 

die regionalen Disparitäten zwischen Ost- und Westdeutschland bedeutet jedoch nicht, dass nicht auch 

innerhalb der Länder z.T. größere Disparitäten auftreten können. Regionale Unterschiede innerhalb 

Westdeutschlands oder Ostdeutschlands werden dort, wo es notwendig erscheint, und sich daraus 

Hinweise auf regional unterschiedliche Herausforderungen ergeben, eingehender angesprochen. Die 
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spezifischen Herausforderungen des ländlichen Raums und der Landwirtschaft, werden im Hinblick auf 

die Interventionen mit den Entwicklungsprogrammen des ELER gesondert in Abschnitt 1.1.3.2. 

dargestellt.  

Auf Grund der mit den ESI-Fonds EFRE, ESF, ELER und EMFF verbundenen unterschiedlichen 

Interventionstatbestände kann nicht für alle Interventionsmöglichkeiten im Detail eine regionale 

Analyse erfolgen. Beispielsweise erlauben Angaben zur FuE-Intensität in den Ländern allgemeine 

Schlussfolgerungen über die Notwendigkeit der Stärkung von FuE im Raum, ohne dabei auf spezifische 

Sektoren oder Interventionsformen einzugehen. Die exakte Festlegung welche Interventionsform mit 

welchem ESI-Fonds in welcher Region in welchem Umfang vorzunehmen ist, kann lediglich auf der 

Programmebene der jeweiligen ESI-Fonds und der Analyse der regionalen Besonderheit erfolgen. 

Insofern gibt die nachfolgende Übersicht einen Überblick, weitergehende Details sind in den jeweiligen 

Operationellen Programmen zu finden.  

 

(1.)  Regionales Wachstum und Einkommensentwicklung  

Die gesamtwirtschaftliche Entwicklung für Ost- und Westdeutschland ist im Zeitraum von 2000 bis 

2012 recht ähnlich verlaufen, vergleiche Abbildung 1. Signifikante Unterschiede in den Wachstumsraten 

des Bruttoinlandsprodukts bestehen nicht. Hervorzuheben ist, dass die ostdeutsche Wirtschaft in den 

Jahren 2002 bis 2004 prozentual eine bessere Entwicklung als Westdeutschland genommen hat und der 

Einbruch in der Konjunkturkrise 2009 weniger stark ausgefallen  

ist. Ursächlich hierfür ist die ɀ insgesamt als problematisch zu beurteilende - weniger starke 

internationale Verflechtung der ostdeutschen Wirtschaft. Insgesamt waren die Wachstumsraten des BIP 

in Ostdeutschland nicht hoch genug, um den Konvergenzprozess signifikant gegenüber 

Westdeutschland voranzutreiben. In den Jahren bis 2012 lag die westdeutsche Wachstumsrate höher 

als die ostdeutsche, dabei haben sich beide Wachstumsraten in 2012 angenähert. Insgesamt zeigt sich 

ein fast identischer konjunktureller Verlauf zwischen Ost- und Westdeutschland. 

Wegen der geringen Unterschiede in den gesamtwirtschaftlichen Wachstumsraten ist auch die 

Konvergenz der Einkommen gegenüber Westdeutschland kaum vorangekommen. Im Jahr 2012 hat das 

BIP je Einwohner in Ostdeutschland 72% des westdeutschen Niveaus erreicht und das BIP je 

Erwerbstätigen bzw. die Produktivität lag bei 78% des westdeutschen Niveaus, vgl. Abbildung 2. Es 

besteht nach wie vor ein signifikanter Produktivitätsrückstand zu Westdeutschland von 22% und 

bedingt durch die höhere Arbeitslosigkeit in den ostdeutschen Ländern liegt das Einkommen je 

Einwohner nochmals um einige Prozentpunkte niedriger. Die Ursachen für den Abstand sind vielfältig 

und reichen von einer geringeren Kapitalintensität der Produktion, über einen Mangel an hochwertigen 

Arbeitsplätzen bis hin zu niedrigeren privaten FUE-Ausgaben und dem Fehlen von Konzernzentralen in 

den ostdeutschen Ländern.7 Hierbei handelt es sich um strukturelle Faktoren, die nur in einem 

langfristigen Anpassungsprozess auch mit Hilfe der ESI-Fonds überwunden werden können.  

  

  

                                                           

7  Vgl. GEFRA (2010): Anforderungen und Handlungsoptionen für den Einsatz der europäischen Strukturpolitik 
in den Jahren 2014-2020 in den neuen Bundesländern einschließlich Berlin. Münster, Berlin.  
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Abbildung 1:  

Wachstumsrate des Bruttoinlandsprodukts in Ost - und Westdeutschland 2000 -2012, in %  

 
Quelle: VGR der Länder (2013), eigene Berechnungen.  

Hinweis: alte Länder ohne Berlin, neue Länder einschließlich Berlin. 

 

Obwohl der innerdeutsche Konvergenzprozess zwischen Ost- und Westdeutschland als nicht 

abgeschlossen angesehen werden kann, hat sich im europäischen Kontext die Situation der 

ostdeutschen Länder so verbessert, dass sie nicht mehr zu den wirtschaftlich schwächsten Regionen zu 

zählen und sich folglich durch die Verbesserung der gesamtdeutschen Situation im europäischen 

Kontext auch die ostdeutschen Regionen ihre Position verbessert haben.  

Neben dem Ost-West-Gefälle tritt auch in gewissem Umfang ein Nord-Süd-Gefälle innerhalb 

Deutschlands auf, mit höheren Einkommen pro Einwohner in den süddeutschen Ländern.8 Ausnahmen 

stellen die norddeutschen Stadtstaaten dar, die über ein hohes Einkommen pro Kopf verfügen. Auch 

innerhalb der west- und ostdeutschen Länder existieren Unterschiede im Einkommen, die im 

Allgemeinen durch ein Stadt-Land-Gefälle, oder wie im Ruhrgebiet durch einen anhaltenden, 

tiefgreifenden Strukturwandel, gekennzeichnet sind.  

  

                                                           

8  Vgl. dazu EUROSTAT (2013), Eurostat statistical yearbook 2013. October 2013, Seite 22.  
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Abbildung 2:  

Einkommen pro Kopf (BIP je Einwohner) und Produktivität (BIP je Erwerbstätigen) in Ost - 

und Westdeutschland ( =100)  

 
Quelle: VGR der Länder (2013), eigene Berechnungen.  

Hinweis: alte Länder ohne Berlin, neue Länder einschließlich Berlin. 

 

(2.)  Erwerbstätigkeit und  Arbeitslosigkeit  

Die Entwicklung der Erwerbstätigkeit und der Arbeitslosigkeit sind wichtige Kennziffern zur 

Beschreibung der Entwicklung des deutschen Arbeitsmarktes.  

Die Entwicklung der Erwerbstätigkeit verläuft dabei in Ost- wie in Westdeutschland parallel zur 

Wachstumsrate des Bruttoinlandsprodukts, vergleiche Abbildung 3. In der ersten Hälfte der 

vergangenen Dekade sinkt oder stagniert die Zahl der Erwerbstätigen in beiden Regionen. Dabei 

verläuft die Entwicklung in Westdeutschland insgesamt weniger negativ. Ab dem Jahre 2006 nimmt die 

Erwerbstätigkeit in Ost- und Westdeutschland zu und auch im Krisenjahr 2009 reduziert sich die Zahl 

der Erwerbstätigen nicht, so dass insgesamt die Erwerbstätigkeit deutlich ansteigt und zu der positiven 

Entwicklung am Arbeitsmarkt beiträgt. Ein Rückgang der Erwerbstätigkeit ist auch nach aktuellen 

Prognosen nicht wahrscheinlich. Vielmehr wird auch für das Jahr 2014 von einem stabilen Arbeitsmarkt 

ausgegangen.  
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Abbildung 3:  

Wachstumsrate der Erwerbstätigkeit in Ost - und Westdeutschland in %, 2000 -2012  

 
Quelle: VGR der Länder (2013). 

 

Die von Eurostat ausgewiesene Erwerbstätigenquote der 20- bis 64 Jährigen ist in Deutschland von 

69,9% im Jahr 2005 auf 76,7% im Jahr 2012 und damit um fast sieben Prozentpunkte angestiegen. 

Überdurchschnittlich stark zugenommen hat die Erwerbstätigkeit der Älteren. Mit 61,5% lag die 

Erwerbstätigenquote der 55- bis 64-Jährigen 2012 16 Projektpunkte über der Quote des Jahres 2005 

(45,4%). 

Tabelle 2:  
Entwicklung der Erwerbstätigenquote in Deutschland, 2005 -2012  

 Deutschland  Frauen Männer  

 20- 64-Jährige 55-64-Jährige 20- 64-Jährige 55-64-Jährige 20- 64-Jährige 55-64-Jährige 

2005  69,9% 45,4% 64,2% 37,5% 75,6% 53,5% 

2006  71,6% 48,4% 65,8% 40,6% 77,2% 56,4% 

2007  73,4% 51,5% 67,5% 43,6% 79,2% 59,7% 

2008  74,6% 53,8% 69,0% 46,1% 80,2% 61,8% 

2009  74,8% 56,2% 69,8% 48,7% 79,7% 63,9% 

2010  74,9% 57,7% 69,6% 50,5% 80,1% 65,0% 

2011  76,3% 59,9% 71,1% 53,0% 81,4% 67,0% 

2012  76,7% 61,5% 71,5% 54,8% 81,8% 68,5% 

Quelle: EUROSTAT (2013) 

Mit Blick auf die Erwerbstätigenquoten von Frauen und Männern kann für Deutschland eine ähnliche 

Trendentwicklung wie für die allgemeine Erwerbstätigenquote beobachtet werden. Die 

Erwerbstätigenquote der Frauen ist auf 71,5% im Jahr 2012 angestiegen, die der Männer hat auf 81,8% 

zugenommen. 

Die Erwerbstätigkeit der Frauen unterscheidet sich von der der Männer nicht nur durch die ca. zehn 

Prozentpunkte geringere Erwerbstätigenquote, sondern auch im Arbeitszeitvolumen. Erwerbstätige 

Frauen waren 2012 zu 45,0% in Teilzeit erwerbstätig, erwerbstätige Männer nur zu 9,1%.  
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Besonders deutlich werden die Unterschiede, die in der Erwerbstätigkeit zwischen Frauen und 

Männern bestehen, wenn die Erwerbstätigenquote in Vollzeitäquivalenten ausgedrückt wird. Eurostat 

weist für 2012 für Männer eine Erwerbstätigenquote in Vollzeitäquivalenten von 78,3% und für Frauen 

eine Quote von 55,2% aus (jeweils bezogen auf die Gruppe der 20- bis 64-Jährigen).9 

Auch die Entwicklung der Arbeitslosigkeit in Ost- und Westdeutschland verlief in den vergangenen 

Jahren positiv. Bis Mitte der 2000er verharrten die Arbeitslosenquoten sowohl in Ost- als auch in 

Westdeutschland auf einem sehr hohen Niveau, vgl. Abbildung 4. Im Jahr 2005 betrug die 

Arbeitslosenquote in Ostdeutschland 18,7% und in Westdeutschland erreichte sie den Höchststand von 

9,9%. Die gesamtdeutsche Quote lag bei 11,7%. In den nachfolgenden Jahren reduzierte sich die 

Arbeitslosenquote in beiden Regionen signifikant und zwar in mehr oder weniger paralleler 

Entwicklung. Die Lücke in den Arbeitslosenquoten zwischen Ost- und Westdeutschland konnte zwar 

annähernd halbiert werden, die Arbeitslosenquote in Ostdeutschland ist mit 10,7% im Jahr 2012 aber 

immer noch deutlich höher als in Westdeutschland. Dort betrug die Arbeitslosenquote im Jahr 2012 

5,9%. Deutschlandweit lag die Arbeitslosenquote 2012 bei 6,8%. 

 

Abbildung 4:  

Arbeitslosigkeit in Ost - und Westdeutschland in %  der zivilen Erwerbspersonen ,  

2000 -2012  

 
Quelle: Bundesagentur für Arbeit (2013). 

 

Positive Entwicklungen zeigen sich auch bei der Langzeitarbeitslosigkeit. Die Zahl der 

Langzeitarbeitslosen ist von 1,327 Mio. im Jahr 2008 auf 1,031 Mio. im Jahr 2012 und damit um 22% 

zurückgegangen. Nicht zuletzt aus demografischen Gründen war der Rückgang in Ostdeutschland (30%) 

größer als in Westdeutschland (18%). Dennoch ist Langzeitarbeitslosigkeit (wie die Arbeitslosigkeit 

insgesamt) in Ostdeutschland nach wie vor stärker verbreitet. 2012 waren in Ostdeutschland 3,9% und 

in Westdeutschland 2,1% der zivilen Erwerbspersonen langzeitarbeitslos (Deutschland gesamt 2,4%). 

                                                           

9
  Europäische Kommission: Female Labour Market Participation, 

http://ec.europa.eu/europe2020/pdf/themes/31_labour_market_participation_of_women.pdf 

http://ec.europa.eu/europe2020/pdf/themes/31_labour_market_participation_of_women.pdf
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Tabelle  3:  
Entwicklung der registrierten Langzeitarbeitslosigkeit 2008 bis 2013  

 
Jahr 

 
Deutschland  

 
Westdeutsche 

Länder 

 
Ostdeutsche 

Länder 
(einschl. 
Berlin)  

2008  1.327.456 866-631 460.825 

2009  1.136.963 760.596 376.367 

2010  1.130.447 775.553 353.894 

2011  1.055.353 729.158 326.195 

2012  1.031.724 707.613 324.111 

Quelle: Bundesagentur für Arbeit (2013) 

 

Neben den signifikanten Unterschieden zwischen Ost- und Westdeutschland bestehen weitere regionale 

Unterschiede. In Westdeutschland ist ein Nord-Süd-Unterschied mit höheren Arbeitslosenquoten in den 

nördlichen und westlichen Regionen festzustellen. Betroffen von höherer Arbeitslosigkeit sind auch 

altindustrielle Regionen im Westen und Südwesten Deutschlands. In Ostdeutschland ist die 

Arbeitslosigkeit in den ländlichen Regionen und in Berlin nochmals höher als in den übrigen 

ostdeutschen Regionen. Das regionale Muster der Arbeitslosigkeit ist dabei durch eine hohe zeitliche 

Persistenz gekennzeichnet. Die Überwindung der regionalen Unterschiede in den 

Beschäftigungsmöglichkeiten und die Reduzierung des Arbeitslosigkeitsrisikos sind weiterhin wichtige 

Ziele für die Interventionen mit den ESI-Fonds.  

In ganz Deutschland bestehen nach wie vor signifikante Probleme für spezifische Gruppen, 

insbesondere Langzeitarbeitslose und gering Qualifizierte sowie Migrantinnen und Migranten haben es 

schwer eine Beschäftigung im ersten Arbeitsmarkt zu finden.  

Lang andauernde Arbeitslosigkeit geht in Deutschland sehr häufig mit fehlender bzw. veralteter 

beruflicher Qualifikation und/oder mit höherem Alter einher. So waren im Jahr 2012 46,2% der in der 

Statistik der Bundesagentur für Arbeit erfassten Langzeitarbeitslosen ohne Berufsausbildung, 40,7% 

waren über 50 Jahre alt.10 Der Abbau der verfestigten Arbeitslosigkeit und die Eingliederung der von ihr 

betroffenen Frauen und Männer in den ersten Arbeitsmarkt ist daher auch weiterhin ein wichtiges Ziel 

der Beschäftigungs- und Arbeitsmarktpolitik . 

 

 

(3.)  Armutsgefährdung  

Eine Kennziffer zur relativen Verteilung der Einkommen stellt die Entwicklung der 

Armutsgefährdungsquote dar. Sie misst den Anteil der Personen mit einem Äquivalenzeinkommen von 

weniger als 60% des Medians, vgl. Abbildung 5. Im gesamten Beobachtungszeitraum von 2005 bis 2012 

hat sich in Deutschland die Armutsgefährdungsquote nach den Ergebnissen des Mikrozensus nur 

geringfügig verändert. Sie ist von 14,7% auf 15,2% gestiegen. 

                                                           

10  Vgl. Bundesagentur für Arbeit: Arbeitsmarkt 2012, Juli 2013, S. 148. 
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Das Armutsrisiko wird entscheidend durch den Erwerbstatus bestimmt. Erwerbslose hatten im Jahr 

2012 eine stark überdurchschnittliche Armutsgefährdungsquote von 59,3%. Arbeitslosigkeit ist damit 

der entscheidende Armutsrisikofaktor in Deutschland. Bei den Erwerbstätigen lag die 

Armutsgefährdungsquote 2012 bei lediglich 7,7 %. In den letzten Jahren ist die 

Armutsgefährdungsquote der Erwerbstätigen nur wenig gestiegen. Genauere Analyse zeigen, dass 

Armutsgefährdung bei Erwerbstätigen häufig damit einhergeht, dass die betroffenen Personen nur eine 

Teilzeitbeschäftigung ausüben. 

Neben den Erwerbslosen sind weitere Gruppen mit deutlich überdurchschnittlichem Armutsrisiko 

Alleinerziehende (Armutsgefährdungsquote von 41,9%) und Personen mit einem Bildungsniveau unter 

ISCED 3 (Quote von 29,2%). Personen mit Migrationshintergrund weisen eine deutlich höhere 

Armutsgefährdungsquote auf als Personen ohne Migrationshintergrund (26,8% zu 12,3%). Männer und 

Frauen liegen in ihrem Armutsrisiko nahe beieinander (14,5% zu 15,9%). 

In der Gruppe der Rentner/innen und Pensionär/innen lag die Armutsgefährdungquote im Jahr 2012 

bei 14,3% und damit unter der Quote für die gesamte Bevölkerung. Allerdings ist die Quote bei den 

Rentner/innen und Pensionär/innen in den letzten Jahren überdurchschnittlich stark angestiegen. 

Zukünftig könnten die Armutsgefährdungen in der Gruppe der Älteren weiter zunehmen, und zwar vor 

allem bei Menschen, deren Erwerbsbiographien unterbrochen sind oder die über längere Zeiten in nur 

geringem Umfang bzw. mit nur geringen Einkommen erwerbstätig waren. 

 

Tabelle 4:  
Entwicklung der Armutsgefährdungsquote 2005 -2012, gemessen am Bundesmedian, in %  

 
Jahr 

 
Deutschland  

 
Westdeutsche 

Länder 

 
Ostdeutsche Länder 

(einschl. Berlin) 

2005 14,7 13,2 20,4 

2006 14,0 12,7 19,2 

2007 14,3 12,9 19,5 

2008 14,4 13,1 19,5 

2009 14,6 13,3 19,5 

2010 14,5 13,3 19,0 

2011 15,1 14,0 19,5 

2012 15,2 14,0 19,7 

Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder auf Basis des Mikrozensus (2013). 

 
Bezogen auf den Bundesmedian ist die Armutsgefährdungsquote in Ostdeutschland deutlich höher als 

in Westdeutschland (vgl. Tabelle 4). In Westdeutschland lagen die Quoten in den Jahren 2011 und 2012 

bei 14,0% und damit etwas höher als in den Vorjahren. Für die ostdeutschen Länder gilt, dass sich im 

Zeitraum ab 2006 kaum eine Änderung der Armutsgefährdungsquote zeigt, 2012 lag die Quote bei 

19,7%. 

Eine differenzierte Betrachtung regionaler Unterschiede im Armutsrisiko ist für die deutschen 

Raumordnungsregionen möglich. Abbildung 5 zeigt, dass zwar die Ost-West-Unterschiede dominant 

sind, es aber darüber hinaus weitere regionale Unterschiede gibt. Vor allem in Westdeutschland ist ein 

Nord-Süd-Gefälle festzustellen. In einigen Raumordnungsregionen der nördlichen und westlichen alten 

Bundesländer ist die Armutsgefährdungsquote relativ hoch, die süddeutschen Raumordnungsregionen 

weisen dagegen überwiegend relativ niedrige Armutsgefährdungsquoten auf. Einzelne städtische 
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Regionen im Norden und Westen Westdeutschland haben ähnliche hohe Armutsgefährdungsquoten wie 

Planungsregionen in Ostdeutschland. Die Raumordnungsregion mit dem höchsten Armutsrisiko (eine 

norddeutsche Großstadt) liegt 12 Prozentpunkte über der bundesweiten Quote, die Region mit den 

niedrigsten Armutsrisiko (eine eher ländlich geprägte süddeutsche Region) 7 Prozentpunkte unter der 

bundesweiten Quote. 

Insgesamt sind die regionalen Unterschiede in den Armutsgefährdungsquoten ein weitgehendes 

Spiegelbild der regionalen Verteilung der Arbeitslosigkeit. Dies folgt aus dem dargestellten statistischen 

engen Zusammenhang zwischen Erwerbsstatus, Einkommenssituation und Armutsrisiko. 

 

Abbildung 5: 

Armutsgefährdungsquote 2012 nach Raumordnungsregionen  

(bezogen auf den Bundesmedian)  

 

Datenquelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder auf Basis Mikrozensus 

 

(4.)   Schulische Bildung, frühkindliche Bildung und Kinderbetreuung  

Unterschiede bestehen zwischen Ost- und Westdeutschland auch hinsichtlich des Bildungsniveaus der 

jungen Generation. Der Anteil der Schüler, die die allgemeinbildende Schule ohne Hauptschulabschluss 
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verlassen, ist zwar in den letzten Jahren in ganz Deutschland gesunken, fällt aber nach wie vor in 

Ostdeutschland fast doppelt so hoch aus wie in Westdeutschland (vgl. Tabelle 5). Hier wirkt sich vor 

allem aus, dass in den ostdeutschen Flächenländern ein weitaus höherer Anteil der Schüler als in 

Westdeutschland eine Förderschule besucht und dort zumeist höchstens einen Förderschulabschluss 

erwirbt.  

Tabelle 5: 
Anteil der Schulabgänger ohne Hauptschulabschluss und Anteil der frühen Schul - und 

Ausbildungsabgänger 2008 und 2011, in %  

 
Jahr 

 
Deutschland  

 
Westdeutsche 

Länder 

 
Ostdeutsche Länder 

(einschl. Berlin) 

Anteil der Schulabgänger ohne Hauptschulabschluss an der altersgleichen 
Bevölkerung 

2008 7,4 6,8 11,6 

2011 6,1 5,6 10,6 

Anteil der frühen Schul- und Ausbildungsabgänger an den 18 bis 24-Jährigen 

2008 11,8 12,3 10,2 

2011 11,5 11,9 10,2 

Quelle: Kultusministerkonferenz (2012), Eurostat (2012), Statistische Ämter des Bundes und der Länder  

auf Basis des Mikrozensus (2013)  

 
Betrachtet man hingegen den Anteil der frühen Schul- und Ausbildungsabgänger, also den EU-2020 

Leitindikator, zeigt sich das umgekehrte Bild. Der entsprechende Anteil fällt in Westdeutschland höher 

aus als in Ostdeutschland. Dies liegt daran, dass in Westdeutschland weniger junge Menschen einen 

beruflichen Abschluss erwerben als in Ostdeutschland. Hier wirkt sich u. a. die hohe Zahl von jungen 

Menschen mit Migrationshintergrund in Westdeutschland aus, die keinen Berufsabschluss haben.  

 

Ganztagsschulen haben in den letzten Jahren in Deutschland deutlich an Bedeutung gewonnen. Der 

Anteil der Schülerinnen und Schüler an öffentlichen Schulen, die im Ganztagsschulbetrieb lernen, ist von 

20,8% im Jahr 2007 auf 30,8% im Jahr 2011 gestiegen (Statistik der Kultusministerkonferenz). 

Ganztagsschulen haben in Ostdeutschland (52,0% der Schülerinnen und Schüler im 

Ganztagsschulbetrieb) eine weitere Verbreitung als in Westdeutschland (26,8% im Ganztagsbetrieb). 

Kinderbetreuung ist sowohl im Sinne der frühkindlichen Bildung als auch der Ermöglichung einer 

hohen Erwerbstätigkeit von Müttern und Väter von zentraler Bedeutung. Im Bereich der Kinder 

zwischen 3 und 6 Jahren weist Deutschland schon lange eine hohe Betreuungsquote auf. Bereits im Jahr 

2006 wurden 86,9% der 3- bis unter 6-Jährigen in Kindertageseinrichtungen oder öffentlich geförderter 

Kindertagespflege betreut. Bis 2013 konnte der Anteil auf 93,6% gesteigert werden (jeweils März-

Werte). Die Betreuungsquoten in Westdeutschland und Ostdeutschland liegen in dieser Altersgruppe 

sehr nahe beieinander. Allerdings bestehen insofern Unterschiede, als es sich bei den entsprechenden 

Angeboten in Ostdeutschland überwiegend um Ganztagsangebote handelt, während in Westdeutschland 

nur der kleinere Teil der 3- bis unter 6-Jährigen ganztags betreut wird. 

Im Bereich der Verbesserung der Betreuung der unter 3-jährigen Kinder hat Deutschland in den letzten 

Jahren sehr große Anstrengungen unternommen, die sich in einem schnellen Anstieg der 

Betreuungsquoten niedergeschlagen haben (siehe Tabelle 6). Die Betreuungsquote konnte hier von 

13,6% im Jahr 2006 auf 29,3% im Jahr 2013 ausgeweitet werden. Besonders stark war die Ausweitung 

in Westdeutschland, wo die Betreuungsquote im betrachteten Zeitraum verdreifacht wurde. Trotz 

dieser Entwicklung sind die Betreuungsquoten bei unter 3-Jährigen in Westdeutschland aber noch 

immer viel niedriger als in Ostdeutschland. 
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Tabelle 6: 
Betreuungsquote der unter 3 -Jährigen in Kindertageseinrichtungen und öffentlich geförderter 

Tagespflege 2006 bis 2013 (jeweils Märzwerte), in %  

 Deutschland Westdeutsche 
Länder 

Ostdeutsche 
Länder 

(einschließlich 
Berlin)  

2006 13,6 8,0 39,8 

2007 15,5 9,8 41,0 

2008 17,7 12,0 42,4 

2009 20,2 14,4 45,9 

2010 23,0 17,2 48,0 

2011 25,2 19,8 49,0 

2012 27,6 22,3 49,0 

2013 29,3 24,2 49,8 

 
Quelle: Statistisches Bundesamt (2006 ff.) 

 

 

(5.)  Übergänge von der Schule in die Berufsausbildung  

Die Lage am deutschen Ausbildungsmarkt hat sich in den letzten Jahren deutlich verbessert. Jungen 

Menschen, die einen Ausbildungsplatz suchen, stehen heute deutlich mehr Angebote zur Verfügung als 

in der Vergangenheit. So ist die Angebots-Nachfrage-Relation am Ausbildungsmarkt von 97.8 im Jahr 

2007 auf 103,1 im Jahr 2012 gestiegen. Besonders stark war die Verbesserung in Ostdeutschland 

(Anstieg von 94,6 auf 101,3), hier wirkten sich demografische Effekte, d. h. der deutliche Rückgang der 

Zahl der Schulabgänger/innen, aus. 

Tabelle 7: 
Angebots-Nachfrage*-Relation auf dem Ausbildungsmarkt 2007 bis 2012  

(Stand jeweils 30. September) 

 Deutschland Westdeutsche 
Länder 

Ostdeutsche 
Länder 

(einschließlich 
Berlin)  

2007 97.8 98,6 94,6 

2008 108,8 101,3 96,7 

2009 100,3 100,7 98.4 

2010 101,3 101,6 100,0 

2011 103,2 103,3 102,4 

2012 103,1 103,4 101,3 

* Verhältnis von abgeschlossenen Ausbildungsverträgen und nicht besetzten Ausbildungsplätzen zu abgeschlossenen 

Ausbildungsverträgen und nicht vermittelten Bewerber/innen 

Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung (2013)  

 

Die Verbesserung der Lage am Ausbildungsmarkt schlägt sich auch darin nieder, dass die Zahl der 

jungen Menschen, die nach der Schule nicht bzw. nicht direkt eine berufliche Ausbildung aufnehmen 

können, sondern in Maßnahmen des Übergangsbereichs eintreten, in den letzten Jahren merklich 
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zurückgegangen ist (siehe Tabelle 7). Allerdings begann auch 2011 noch eine hohe Zahl von über 

280.000 jungen Menschen eine Maßnahme des Übergangsbereichs, das ist mehr als ein Viertel aller 

Anfänger/-innen einer Ausbildungsmaßnahme (ohne Studium). In Westdeutschland hat der 

Übergangsbereich weitaus größere Bedeutung als in Ostdeutschland. Insgesamt zeigt sich, dass in 

Deutschland trotz der positiven Entwicklung am Ausbildungsmarkt noch erheblicher Handlungsbedarf 

im Bereich der möglichst direkten und passgenauen Übergänge von der Schule in die Berufsausbildung 

besteht. 

 

Tabelle 8: 
Anfänger/innen in Berufsausbildung und in Maßnahmen des Übergangssystems 2007 und 2011  

 

Anfänger/innen 

Berufsausbildung * 
Anfänger/innen 

Maßnahme 
Übergangsbereich 

Anfänger/innen gesamt 

 

Jahr Anzahl Anteil (%) Anzahl Anteil (%) Anzahl Anteil (%) 

Deutschland 

2007 788.893 66,9 390.552 33,1 1.179.445 100,0 

2011 741.023 72,2 284.922 27,8 1.025.945 100,0 

Westdeutsche Länder 

2007 616.023 64,2 343.357 35,8 959.380 100,0 

2011 605.503 70,1 258.561 29,9 864.064 100,0 

Ostdeutsche Länder 

2007 172.870 78,7 46.695 21,3 219.565 100,0 

2011 135.520 83,7 26.361 16,3 161.881 100,0 

* Ausbildung in dualen System, im vollzeitschulischen Berufsbildungssystem oder in der Beamtenausbildung 

Quelle: Statistisches Bundesamt: Ergebnisse der integrierten Ausbildungsberichterstattung (2013), eigene 

Berechnungen) 

 

 

(6.)  Tertiäre Bildung  

Die deutschen Hochschulen standen in den letzten Jahren aufgrund steigender Studierendenzahlen vor 

großen Herausforderungen. Die Zahl der Studienanfängerinnen und Studienanfänger ist zwischen 2008 

und 2011 um fast 100.000 bzw. um ca. 25% gestiegen. Hiervon waren in erster Linie die Hochschulen in 

Westdeutschland betroffen, weil dort die Zahl der Schulabgänge anders als in Ostdeutschland in den 

letzten Jahren angestiegen ist. Zugenommen hat zwischen 2008 und 2011 auch die Zahl der 

Absolventinnen und Absolventen der Hochschulen (um ca. 47.000 Personen). Hier verlief die 

Entwicklung an den westdeutschen und an den ostdeutschen Hochschulen weitgehend parallel. 
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Tabelle 9: 
Zahl der Studienanfänger/innen und der Absolventinnen und Absolventen der deutschen 

Hochschulen 2008 und 2011  

 
Jahr 

 
Deutschland  

 
Westdeutsche 

Länder 

 
Ostdeutsche Länder 

(einschl. Berlin) 

Studienanfänger/innen 

2008 393.379  313.574 79.805 

2011 490.518  401.289 89.208 

Absolventinnen und Absolventen 

2008 260.498  206.971 53.527 

2011 307.271  244.579 66.692 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11,Reihe 4.3.1, verschiedene Jahrgänge, eigene Berechnungen  

Dass die tertiäre Bildung aktuell in Deutschland stark an Bedeutung gewinnt, wird deutlich wenn man 

die Quoten der Studienanfänger/innen und der Absolventinnen und Absolventen bezogen auf die 

altersgleiche Bevölkerung betrachtet. Die Quote der Studienanfängerinnen und Studienanfänger ist von 

40,4% im Jahr 2008 auf 46,5% im Jahr 2010 und 49,9% im Jahr 2011 gestiegen.11 Die Quote der 

Absolventinnen und Absolventen der Hochschulen hat von 26,2% auf 30,9% zugenommen. 

 

(7.)  Weiterbildung und lebenslanges Lernen  

Nach dem Adult Education Survey (AES) nahmen im Jahr 2012 49% der 18- bis 64-Jährigen an einer 

Weiterbildung teil. Das ist die höchste Weiterbildungsbeteiligung, die mit dem AES bzw. dem 

6ÏÒÇßÎÇÅÒÓÙÓÔÅÍ ȵ"ÅÒÉÃÈÔÓÓÙÓÔÅÍ 7ÅÉÔÅÒÂÉÌÄÕÎÇȰ ÊÅÍÁÌÓ ÉÎ $ÅÕÔÓÃÈÌÁÎÄ ÅÒÍÉÔÔÅÌÔ ×ÕÒÄÅȢ .ÁÃÈÄÅÍ ÄÉÅ 

Weiterbildungsbeteiligung zwischen 2007 und 2010 um drei Prozentpunkte zurückging, ist sie 

zwischen 2010 und 2012 um sieben Prozentpunkte und damit sehr stark angestiegen. 2012 war die 

Weiterbildungsbeteiligung in Ostdeutschland (53%) etwas höher als in Westdeutschland (48%). Bei der 

Beteiligung an der betrieblichen Weiterbildung, dem mit Abstand wichtigstem Segment der 

Weiterbildung, lag die Teilnahmequote im Jahr 2012 bei 33% (Westdeutschland 32%, Ostdeutschland 

36%, vgl. Tabelle 10). 

Das AES 2012 zeigt, dass es in der Weiterbildungsbeteiligung nach wie vor große Unterschiede 

zwischen Personengruppen gibt. Erwerbstätige haben eine viel höhere Weiterbildungsquote (56%) als 

Arbeitslose (29%) und sonstige nicht Erwerbstätige (24%). Die Häufigkeit der Weiterbildungsteilnahme 

steigt mit der beruflichen Ausgangsqualifikation und mit dem Einkommen stark an. Teilzeitbeschäftigte 

nehmen seltener an Weiterbildung teil als Vollzeitbeschäftigte, die entsprechenden Unterschiede sind 

im Segment der betrieblichen Weiterbildung besonders ausgeprägt. Beschäftigte in kleinen 

Unternehmen weisen geringere Weiterbildungsquoten als Beschäftigte aus mittleren Unternehmen auf, 

die Quoten der Beschäftigten der mittleren Unternehmen sind niedriger als die Quoten der 

Beschäftigten der großen Unternehmen. 

 

                                                           

11
  2011 sind Sondereffekte aufgrund der de facto-Aufhebung der Wehrpflicht zu berücksichtigen. 
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Tabelle 10: 
Weiterbildungsbeteiligung der 18 - bis 64-Jährigen in % nach den Ergebnissen des Adult 

Education Survey  

 
Jahr 

 
Deutschland  

 
Westdeutsche 

Länder 

 
Ostdeutsche Länder 

(einschl. Berlin) 

Beteiligung an Weiterbildung insgesamt 

2007 44 43 47 

2010 42 43 41 

2012 49 48 53 

Beteiligung an betrieblicher Weiterbildung 

2007 29 29 30 

2010 26 26 25 

2012 33 32 36 

Quelle: Bundesministerium für Bildung und Forschung (2013)  

 

Die Beteiligung der Frauen an der Weiterbildung lag im Jahr 2012 mit 47% unter der der Männer mit 

51%, betrachtet man nur die betriebliche Weiterbildung, so lag die Quote der Frauen bei 31% und die 

Quote der Männer bei 39%. Die Unterschiede in den Quoten der Geschlechter gehen im Wesentlichen 

auf die geringere Erwerbsbeteiligung der Frauen (geringere Erwerbstätigenquote, viel höherer Anteil 

von Teilzeitarbeit) zurück.  

Die Beteiligung der Älteren an der Weiterbildung hat sich seit 2007 stark positiv entwickelt, ist aber 

verglichen an der Gesamtheit der 18- bis 64-Jährigen noch unterdurchschnittlich. Im Jahr 2012 nahmen 

44% der 55- bis 59-Jährigen und 32% der 60- bis 64-Jährigen an Weiterbildung teil. Der erhebliche 

Abstand zur allgemeinen Weiterbildungsbeteiligung hat auch damit zu tun, dass ein Teil der Älteren 

bereits in Rente ist. Betrachtet man nur die Erwerbstätigten, so lag die Weiterbildungsquote der 55- bis 

59-Jährigen im Jahr 2012 bei 55% und damit auf dem Niveau der Quote aller Erwerbstätigen (56%). Für 

die 60- bis 64-jährigen Erwerbstätigen betrug die Weiterbildungsquote 46%). 

 
 

(8.)  Demografischer Wandel und Auswirkungen auf die Fachkräftesituation  

Strukturell steht Deutschland vor der besonderen Herausforderung des demografischen Wandels. 

Innerhalb der Europäischen Union gehört Deutschland zu den Mitgliedsstaaten, die bereits in der 

Vergangenheit hinsichtlich der Bevölkerungszahl stagnierten oder rückläufig waren. Die Entwicklungen 

innerhalb Deutschlands verliefen in der Vergangenheit sehr unterschiedlich und Prognosen und 

Projektionen zeigen, dass insbesondere in Ostdeutschland von einem Rückgang der Bevölkerung 

auszugehen ist, wodurch sich für die Strukturpolitiken mit den ESI-Fonds besondere 

Herausforderungen ergeben. Abbildung 6 zeigt die jährliche Wachstumsrate der Bevölkerung in Ost- 

und Westdeutschland seit 2000. In jedem Jahr nimmt die Bevölkerung in Ostdeutschland mit einer Rate 

von ungefähr 0,5% ab. Erst am aktuellen Rand wird die negative Wachstumsrate kleiner und liegt 2011 

bei minus 0,2%. In Westdeutschland hingegen hat die Zahl der Einwohner bis Mitte der 2000er Jahre 

zugenommen, anschließend hat sich auch in Westdeutschland die Zahl der Einwohner reduziert. Im Jahr 

2011 wurde erstmals wieder nach 5 Jahren ein Zuwachs beobachtet. Welche Auswirkungen die EU-

Krise auf das Wanderungsverhalten innerhalb der Europäischen Union langfristig haben wird, ist 
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zurzeit noch nicht absehbar und könnte zu einer verstärkten Zuwanderung nach Deutschland führen.12 

In den nachfolgenden Ausführungen zur künftigen Bevölkerungsentwicklung sind diese neuen 

Entwicklungen nicht enthalten.  

Abbildung 6:  

Wachstumsrate der Bevölkerung in Ost - und Westdeutschland in %  

 
Quelle: Statistisches Bundesamt (2012). 

 

Nach einer Projektion des Statistischen Bundesamtes (2011) wird sich die Zahl der Einwohner in 

Deutschland von 82 Mio. Einwohnern im Jahr 2008 auf 77,4 Mio. Einwohner im Jahr 2030 reduzieren, 

vgl. zum Folgenden Abbildung 7. Dies entspricht einem Rückgang von etwa 4,6 Mio. Einwohnern 

gegenüber 2008 und einem Rückgang von knapp 5% der Gesamtbevölkerung.  

Die räumliche Verteilung des Rückgangs innerhalb Deutschlands wird sehr unterschiedlich ausfallen. 

Mit Bezug auf die ostdeutschen Flächenländer wird ein Rückgang von 13 auf 11 Mio. Einwohner 

prognostiziert, dieses entspricht einem jährlichen Verlust von 0,7% der Gesamtbevölkerung, eine 

Veränderung die zu einem Verlust von mehr als 15% der Gesamtbevölkerung bis 2030 führt. In den 

westdeutschen Flächenländern wird es auch zu einem Rückgang kommen und zwar reduziert sich die 

Bevölkerung um 2,6 Mio. im Zeitraum bis 2030. Dieses entspricht einer durchschnittlichen negativen 

Wachstumsrate von 0,2%, die deutlich niedriger ist als die für Ostdeutschland. In den Stadtstaaten 

hingegen kommt es nur zu einer marginalen Veränderung der Einwohnerzahl. Die Zahl der Einwohner 

in diesen Agglomerationsräumen wird über den Zeitraum bis 2030 stabil bleiben und zeigt bei einer 

insgesamt schrumpfenden Bevölkerung eine weitere Urbanisierung an. Alle Regionen stehen damit vor 

der Herausforderung dem demografischen Wandel zu begegnen und Lösungen anzubieten, die adäquat 

dazu beitragen, die regionalen Lebens- und Wirtschaftsbedingungen zu sichern und zu verbessern.  

Neben dem Rückgang der Gesamtbevölkerung wird sich auch der Altersaufbau der Bevölkerung ändern, 

vgl. Abbildung 8. Folgt man wiederum der oben genannten Projektion wird der Anteil der 20- bis 64-

                                                           

12
  Nach einer aktuellen Schätzung des Statistischen Bundesamtes vom 8. Januar 2014 ist die Zahl der 

Einwohner in Deutschland ist 2013 wegen der starken Zuwanderung gestiegen. Am Jahresende lebten in 
Deutschland knapp 80,8 Millionen Menschen nach gut 80,5 Millionen Ende 2012. Ursache hierfür sei der 
erneut starke Zuzug von Ausländern.  
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Jährigen, also der Anteil der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter, deutlich zurückgehen. Der Anteil der 

Einwohner in Alter von 65 und älter wird in allen Regionen deutlich zunehmen, während der Anteil 

derjenigen die jünger als 20 Jahre sind, geringfügig abnimmt oder konstant bleibt. Von der Alterung der 

Gesellschaft sind wiederum insbesondere die ostdeutschen Flächenländer betroffen, in denen der Anteil 

der Älteren von 23% im Jahr 2008 auf 35% im Jahr 2030 ansteigen wird und somit ein Anstieg von 

mehr als 50% erwartet werden kann. Diese Veränderungen stellen besondere Anforderungen an die 

regionale Entwicklungsmöglichkeit und haben bedeutende Auswirkungen auf die Bereitstellung von 

Infrastrukturen, den Arbeitsmarkt und die Beschäftigung in den Unternehmen, denen auch mit den 

Mitteln der ESI-Fonds zu begegnen ist. 

Abbildung 7:  

Projektion der Bevölkerung in Deutschland, insgesamt in Ost - und Westdeutschland und 

in den Stadtstaaten für das Jahr 2030  

 
Quelle: Statistisches Bundesamt (2011). 

Abbildung 8:  

Projektion der Altersstruktur der Bevölkerung in Deutschland, insgesamt in Ost - und 

Westdeutschland und in den Stadtstaaten für das Jahr 2030  

 
Quelle: Statistisches Bundesamt (2011). 
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Auch auf kleinräumiger Ebene zeigt sich bei einer Projektion der zukünftigen Bevölkerungsentwicklung 

bis 2030 (BBSR, 2012), dass insbesondere die ostdeutschen Regionen von dem Bevölkerungsrückgang 

betroffen sein werden, vgl. Abbildung 9. Vor allem in den ländlichen Regionen der ostdeutschen Länder 

kommt es flächendeckend zu einem signifikanten Rückgang der Einwohnerzahl. Auch in 

Westdeutschland sind die ländlichen Regionen vom Bevölkerungsrückgang betroffen. Aber nicht nur in 

ländlichen Regionen wird ein Rückgang erwartet.13 Betroffen sind auch die Nordseeküstenregionen und 

auch die ehemaligen Industrieregionen im Ruhrgebiet und im Saarland. Positive 

Bevölkerungsentwicklungen werden vor allem für die Ballungsräume und städtischen Agglomerationen 

in Westdeutschland erwartet, in denen auch die wirtschaftliche Entwicklung positiv verläuft bzw. 

verlaufen ist. In den ostdeutschen Ländern zeigt sich von Ausnahmen abgesehen auch in den Städten 

eine negative Entwicklung. Der Großraum Berlin stellt eine Ausnahme dar. Dort wird insgesamt, aber 

vornehmlich in den suburbanen Regionen ein Zuwachs erwartet. 

Ein Blick auf die regionale Dynamik der Bevölkerungsentwicklung in den Regionen Deutschlands zeigt, 

dass es alle möglichen Kombinationen von Bevölkerungsentwicklung und Bevölkerungsdichte gibt und 

individuelle Strategien auf der regionalen Ebene zu entwickeln sind um den Herausforderungen des 

demografischen Wandels zu begegnen. Auch wird deutlich, dass insbesondere die ländlichen Räume vor 

großen Herausforderungen stehen um demografischen Wandel erfolgreich zu gestalten.  

Gravierend sind vor allem die Auswirkungen der demografischen Entwicklung auf die 

Fachkräftesituation und damit auf einen entscheidenden Faktor für die Wettbewerbsfähigkeit 

Deutschlands und seiner Regionen. Das Erwerbstätigenpotenzial geht deutlich zurück. Die aus dem 

Erwerbsleben ausscheidenden qualifizierten älteren Erwerbstätigen können durch die nachrückende 

junge Generation nur zum Teil ersetzt werden. Bis 2020 nimmt die Zahl der älteren Erwerbstätigen 

stark zu, Unternehmen und Betriebe sind mit der Herausforderung alternder Belegschaften 

konfrontiert. Ostdeutschland ist von den entsprechenden Entwicklungen stärker bzw. zu einem 

früheren Zeitpunkt betroffen. 

Mit den ESI-Fonds soll durch verschiedene Interventionen ein Beitrag geleistet werden, um die 

Auswirkungen des demografischen Wandels zu bewältigen und Fachkräfte zu sichern. Die konkreten 

Maßnahmen ergeben sich aus den Herausforderungen in den Regionen.  

Der demografische Wandel kann auch Auswirkungen auf die Unternehmensnachfolge und auf den 

Fortbestand von Unternehmen haben. Im Zeitraum bis 2020 steigt nach vorliegenden Untersuchungen 

die Zahl der im Mittelstand und im Handwerk anstehenden Unternehmensübergaben an, gleichzeitig 

schrumpft aus demografischen Gründen die Zahl der Personen, die ein Unternehmen übernehmen 

können. Dies muss nicht zu einer generellen Nachfragelücke führen, könnte Übernahmen aber 

erschweren.14 

 

 

  

                                                           

13
  Eine detaillierte Darstellung der Bevölkerungsentwicklung für den ländlichen Raum ist ein Abschnitt 1.1.2.2 

enthalten. 
14

  Vgl. Müller et al. (2011). 
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Abbildung 9:  

Zukünftige kleinräumige Bevölkerungsdynamik in Deutschland bis 2030,  
Veränderung der Bevölkerungszahl im Zeitraum 2010-2030, in % 

 

  Legende: 

   

Quelle: BBSR (2012) 

 

(9.)  Sektorale Wirtschaftsstrukturen in Ost - und Westdeutschland  

Im Hinblick auf die Wirtschaftsstruktur lassen sich auf der Ebene der Wirtschaftszweige zwischen Ost- 

und Westdeutschland noch kleine, aber signifikante Unterschiede feststellen, vgl. Abbildung 10. Seit der 

deutschen Wiedervereinigung haben sich in Ost- und Westdeutschland Wirtschaftsstrukturen 

herausgebildet, die sich ähnlich sind und durch die Dienstleistungsbranchen dominiert werden, auf die 

gut zwei Drittel der gesamten Wirtschaftsleistung entfallen. Auf das Verarbeitende Gewerbe entfallen in 

Ost- und Westdeutschland 15,9% bzw. 23,5% der Produktion, so dass der wesentliche Unterschied noch 

immer im Industriebereich liegt. Auch im Baugewerbe sind noch Unterschiede sichtbar, in 

Ostdeutschland ist der Anteil bei knapp 6%, während er in Westdeutschland 4,3% beträgt. Der relativ 
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größte Unterschied kann für den Sektor der Land- und Forstwirtschaft festgestellt werden, der in 

Ostdeutschland mit einem Anteil von 1,6% etwa doppelt so groß ist wie in Westdeutschland. Die 

bestehenden Unterschiede in der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit zwischen Ost- und 

Westdeutschland sind durch die sektorale Struktur der Wirtschaften allein kaum erklärbar.  

 

Abbildung 10:  

Sektorale Wirtschaftsstruktur in Ost - und Westdeutschland 2012 , Anteile in % 

 
Quelle: VGR der Länder (2013) 

 

Zum Abschluss des regionalen Vergleichs wird nochmals auf einige wesentliche Unterschiede in der 

Bedeutung und Ausstattung von Determinanten der wirtschaftlichen Entwicklung eingegangen, die als 

wesentlich für den langfristigen Erfolg der wirtschaftlichen Entwicklung und Leistungsfähigkeit 

angesehen werden. Auf der einen Seite handelt es sich dabei um das Produktivvermögen, dem 

unternehmerischen Kapitalstock und die Investitionen und die Ausgaben für Forschung und 

Entwicklung sowie die Infrastrukturausstattung.  

 

(10.)  Investitionen und Kapitalstock  

Ein wesentlicher Bestimmungsgrund für die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit stellen die Investitionen 

in den produktiven Sachkapitalbestand dar. Neu-Investitionen in Anlagen, Ausrüstungen und Bauten 

beinhalten im Allgemeinen neuere Technologien und tragen neben einer Verbesserung der 

Produktionseffizienz auch zu einer ressourcenschonenderen und energieeffizienteren Produktion bei. 

Die deutsche Investitionsquote ist von etwa 20% im Jahr 2000 bis zum Jahre 2009 unter geringen 

Schwankungen auf etwa 17% zurückgegangen und hat sich seither auch nur geringfügig erhöht. Sie liegt 

auch unterhalb des Durchschnitts der EU-27. Um die produktiven Kapazitäten zu sichern und 

technologisch fortgeschrittene Produktionsanlagen zu besitzen, ist volkswirtschaftlich eine hohe 

Investitionsquote erstrebenswert. Dazu kann mit den ESI-Fonds ein wichtiger Beitrag geleistet werden, 

ÉÎÄÅÍ ÎÅÂÅÎ ÄÅÒ ȵÄÉÒÅËÔÅÎȰ &ĘÒÄÅÒÕÎÇ ÄÅÒ )ÎÖÅÓÔÉÔÉÏÎÓÔßÔÉÇËÅÉÔ ÁÕÃÈ ÓÐÅÚÉÆÉÓÃÈÅ )ÎÖÅÓÔÉÔÉÏÎÅÎȟ ÄÉÅ 
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einen technologischen Wandel hin zu ressourcenschonenderen und energieeffizienteren 

Produktionsarten forcieren, gefördert werden. Dies gilt für alle Bereiche der Wirtschaft, einschließlich 

der Investitionen in der Landwirtschaft und dem Fischereisektor. 

Regional ist die Investitionstätigkeit auch innerhalb Deutschlands verschieden, mit niedrigeren 

Investitionsquoten vornehmlich in Ostdeutschland. Dort liegt der Kapitalbestand je Einwohner auch 

noch deutlich hinter den westdeutschen Werten zurück, obwohl der Aufbau des unternehmerischen 

Kapitalstocks in Ostdeutschland seit der deutschen Wiedervereinigung kontinuierlich vorangekommen 

ist, vgl. Abbildung 11. Unmittelbar nach der deutschen Wiedervereinigung betrug der Kapitalstock je 

Einwohner knapp 35% des westdeutschen Niveaus und ist bis zum Jahr 2008 auf 73,2% des 

westdeutschen Niveaus angestiegen. Die Kapitalintensität der Produktion in Ostdeutschland, die die 

Ausstattung eines Erwerbstätigen mit Produktivvermögen misst, stieg in Relation zu Westdeutschland 

von 36,5% (1991) auf 83% (2008). Der bestehende Rückstand erfordert auch zukünftig höhere 

Investitionen in den ostdeutschen Ländern, um das Ausstattungsniveau der westdeutschen Produktion 

mit Sachkapital zu erreichen. Bei den Investitionen in neue Ausrüstungen ist auffällig, dass das 

Investitionsniveau je Einwohner in Ostdeutschland lediglich in den Jahren 1994 bis 1996 über dem 

westdeutschen Wert lag und in allen übrigen Jahren des Beobachtungszeitraums weniger als in 

Westdeutschland investiert wurde. Seit Anfang der 2000er liegt das Investitionsniveau in einer 

Bandbreite von 60% bis 70% des westdeutschen Niveaus und führt dazu, dass sich der Kapitalstock nur 

noch sehr langsam angleicht. 

 

Abbildung 11:  

Investitionen und Kapitalstock in Ost - und Westdeutschland (=100) 1991 -2009  

 
Quelle: BMWi (2012) 

 

 

 

(11.)  Forschung und Entwicklungsausgaben in Deutschland und den Ländern  

Die Stärke der deutschen Wirtschaft beruht auch auf ihrer Fähigkeit neue Lösungen durch Forschung 

und Entwicklung zu generieren und technologisch neue und verbesserte Produkte und Dienstleistungen 

auf den Markt zu bringen. Ein entscheidender Input zur Forschung, Entwicklung und Innovation sind 




























































































































































































































































































































































